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Raumlicher Geltungsbereich

Das Plangebiet liegt am nérdlichen Rand des Stadtgebietes Bochum fast unmittelbar an
der Stadtgrenze nach Herne. Es befindet sich damit unmittetbar siidlich der Verbands-
grinffache Nr. 4, die sich als groBere zusammenhédngende Frelflache auf Herner Stadt-
gebiet fortsetzt und in erster Linie landwirtschaftlich genutzt wird. Nordwestlich liegt das
Naherholungsgeblet "Gysenberger Wald".

Die sidéstliche Grenze wird durch die Bebauung “Heimatscholle® geblidet. Sidlich
schileBt sich die im Rahmen der Planung zum Teil | des Bebauungsplanes Nr. 265 ent-
standene Bebauung an der HugendiekstraBe an. An der Westgrenze ist die StraBe "Am
Gysenberg" in den Geltungsbereich miteinbezogen worden. )
Mit dieser Abgrenzung deckt sich der Bebauungsplanbereich nicht volistandig mit dem
urspringlich aus der Planung herausgeldsten Teil li. Insbesondere der Teilbereich zwi-
schen den beiden StichstraBe "Am Gysenberg" soll nicht Uberplant werden, da hier bereits

eine Bebauung existiert.

Der Geltungsbereich des Bebauungsplaries Nr. 265 Tell Il gehdrte urspriinglich zum
Gesamtbereich des Bebauungsplanes Nr. 265. Aufgrund von Bedenken und Anregungeft
der Eigentiimer aus dem nérdlichen Planbereich gegen die vorgestelite Planung, Ist der
Bebauungsplan geteilt worden. Fir den Teil Il solite die Planung Uberarbeitet werden und
bel Bedarf zu einem spéteren Zeitpunkt vorgestelit werden. Var dem Hintergrund der
derzeitigen Wohnungsnot (vgl. ausfhrlicher Punkt 4.2), erscheint dieser Bedarf zur Zeit
dringender denn je. Der Bebauungsplanbereich wird auBerdem aufgrund der reizvolien
landschaftlichen Lage als auch der noch fuBlaufigen Erreichbarkeit des Ortszentrums
Gerthe als glnstiger Wohnstandort angesehen. '
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3.1

Die Erganzung bzw. Anderung zu den Vorschriften des Baugesetzbuches, insbesondere
das MaBnahmengesetz zum Baugesetzbuch (BauGBMaBnG) bzw. Wohnungsbau-Erleichte-
rungsgesetz (WoBau€EriG), fanden in diesen Bebauungsplanverfahren Anwendung

Die 0. g. Vorschriften tragen der besonderen Dringlichkelt beim Wohnungsbau durch ein
verkirztes Aufstellungsverfahren Rechnung.

Daher kannte in diesem Bebauungsplanverfahren auf die Moglichkeit zurlckgegriffen
worden, anstelle der vorgezogenen Birgerbetelligung gem. § 3 Abs. 1 BauGB, den
Burgern im Rahmen des Auslegungsverfahrens nach § 3 Abs. 2 BauGB Gelegenheit zur
Erdrterung zu geben (Art. 2 § 2 Abs. 2 WoBauEriG). )

Dariiber hinaus wurde die Auslegungsdauer gem. Art. 2 § 2 Abs. 3 WoBauEriG auf zwei
Wochen verkirzt.

Ziele der Raumordnung und Landespianung
Die Grundsétze und Ziele der Raumordnung und Landesplanung werden im Landes-

entwicklungsprogramm, in Landesentwicklungsplénen und in Gebietsentwickiungsplénen
dargestelit.

Nach § 1 Abs. 4 Baugesetzbuch (BauGB) hat sich die kommunale Bauleitplanung den
Zielen der Raumordnung und Landesplanung anzupassen. Diese Ziele sind u. a. in
nachstehenden Planen dargestelit und bei MaBnahmen und Planunigen zu beachten.

Nach dem Landesentwicklungsplan i/ll, der erstmals auch far den Ballungskern {Rhein-
Ruhr-Gebiet) eine zentraitrtliche Gliederung vomfmmt, ist Bochum ais Oberzentrum bazw.
als Entwicklungsschwerpunkt im Sinne des § 23 Landesentwicklungsprogramm {L.EPro)
vom 19.03.74 in der Fassung vom 05.10.89 dargestellt. Mit 0.5 bis 0,75 Mio. Einwohnern
im Oberbereich (LEP I/ll) liegt Bochum im Schnittpunkt der Entwicklungsachsen 1.
Ordnung (Duisburg - Dortmund und Minster - Bochum) und hat mit seinem Einzugs-
bereich Anteil an den unterschiedlich strukturierten Gebieten der Emscher-, Heliweg- und
Ruhrzone.

in den Bailungskernen stehen Ordnungsaufgaben, die zu einer Verbesserung der Flachen-
aufteilung und Zuordnung unter besonderer Beriicksichtigung des Umweitschutzes fOhren,

i Vordergrund der BemGhungen.
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3.2

iet ick

Nach dem Teilgebietsentwicklungsplan Bochum/Herne/Hagen/Ennepe-Ruhr-Kreis (TGEP
Bo, Her, Ha, En) vom 30.10.86 fir den Regierungsbezirk Arnsberg llegt der Bebauungs-
planbereich innerhalb der Darsteliung "Wohnsiedlungsbereich" im Ortstell Gerthe.

Der TGEP nennt u. a. folgende auch fir den Planbereich relavante Ziele:

- Durch Bauleitplanung sollen die Voraussetzungen fir einen Wohnungsbau ge-
schaffen werden, der den quantitativen und qualitativen Bedirfnissen der Bevol-
kerung entspricht.

- Die dargesteliten Wohnsiedlungsbereiche dirfen durch die gemeindliche Planung
nur soweit in Anspruch genommen werden, wie dles dem nachweisbaren Bedarf
und der geordneten raumlichen Entwicklung der Gemeinden entspricht.

- Zur Verbesserung der Siedlungsstruktur wird eine Yerdichtung in den Wohnsied-
jungsbereichen angestrebt. Diese Verdichtung soll insbesondere in den Siedlungs-
schwerpunkten erfoigen.

- Zur Sicherung einer ausreichenden Wohnungsversorgung mu8 in der kommunalen
Bauleitplanung ein entsprechendes Angebot an Wohnbaufléchen zur Vertiigung
gestelit werden:

Stadientwickiungsplanung

Die Umsetzung der Vorgaben der Landes- und Regionaliplanung erfolgt unter Einbringung
kommunaler Belange im raumlichen Ordnungskonzept. Es zeigt die beabsichtigte sied-
lungsraumliche Entwickiung und Schwerpunktbildung im Stadtgebiet auf. Dabel sind als
weitere Aspekte die Verhinderung der Zersiedtung der Landschaft, die Vermeldung
gegenseitiger Nutzungsstorungen und die Gliederung des Stadtigebietes in zusammen-
gehorige Teilbereiche beriicksichtigt worden. Dieses Konzept wurde am 18.12.75 in der
derzeitigen Fassung vom Rat der Stadt beschlossen. Es weist 13 Siedlungsschwerpunkte
vier verschiedener GroéBenordnungen auf, die Schwerpunkte zukinftiger Emwickiung

werden solien.

Das raumliche Ordnungskonzept Ist das Grundmodell der Bochumer Stadtentwickiung,
das bei der Aufstellung der Bauleitplane zu bericksichtigen ist.
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4.1

4.2

Nach dem raumiichen Ordnungskonzept liegt das Plangebiet innerhalb des Siediungs-
schwerpunktes (SSP) Gerthe, einem innergemeindlichen Entwicklungsschwerpunkt 3.
GréBenordnung (Stufe C).

im Zielkatalog der Stadt Bochum, der grundsétzliche Zlelaussagen zu 14 verschiedenen
Sachbereichen formuliert, wird im Sachbereich "Réumliche Ordnung” als Hauptziel (1.1)
die optimale Zuordnung von Wohnen, Arbeiten, Erholen und Infrastruktureinrichtungen
postuliert und im Sachbereich “Wohnen" das Hauptziel (3.1) Befriedigung des Wohnbe-
darfs durch ein differenziertes Wohnungsangebot genannt.

Nach einem kontinuierlichen Bevolkerungsriickgang von rund 32 500 Einwohnern in den
Jahren 1979 bis 1987 steigt seit 1988 die Bevilkerungszahl wieder an. Die Stadt Bochum
verlor jahrlich 0,76 % ihrer Einwohner, seit 1988 Ist jedoch wieder ein Bevélkerungs-
zuwachs von 13 611 EW, das sind 0,7 % Zuwachs pro Jahr, festzustelien.

31.12.1978 427 188
31.12.1987 394 661
31.12.1988 396 976
31.12.1989 400/503
31.12.1992 408 272

Die derzeitigen Entwickiungen, insbesondere der Zuzug von Aus- und Ubersiediern und
die steigende Zanl der Asylsuchenden erschwert z. Z. Prognoseaussagen.

Die Bevoikerungsprognose wird in regeiméBigen Absténden kontrolilert und neu gerech-
net. Bei Innanspruchnahme der freien Wohnbaukapazititen werden
far: 1990 412 000 Einwohner

2000 408 000 Einwohner  prognostiziert.

Die Einwohnerzahl innerhalb des Siedlungsschwerpunktes Bochum-Gerthe betrug am
01.01.1993 = 11 400. Nach der Bevélkerungsprognose wird die Einwohnerzaht bis zum

Jahr 2000 auf ca. 13 200 ansteigen.

Wohnungsbedarf

Trotz zuriickgehender Bevdlkerungszahlen ist die Nachfrage nach Wohnungen nicht zum
Erliegen gekommen. Dies hangt vor allem mit gestiegenen Ansprdchen an das Wotmen
zusammen. Die Wohnflache pro Einwohner ist von Jahr zu Jahr groBer geworden.
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Lag der Wohnfidchenanspruch pro Einwohner 1568 noch bei 22 gm, so stieg er bis 1987
(Voikszahlung) auf 32,6 gm; d. h. jeder Einwohner verfligte Uber 10,64 gm mehr Wehn-
flache. Dies sind fast 50 % mehr als 1968. Bei einer Steigerung von ca. 0,5 gm Wohn-
flache pro Jahr und Einwohner stieg die Wohnildche in diesem Zeitraum um ca. 185.000

gm.

Diese Zunahme der Wohnflache/Einwohner hangt vor allem mit der Emtwicklung der
HaushaltsgréBe zusammen. Diese batrug noch 1968 2,7 Pers./Haushalt und sank bis 1887
auf 2,1 Pers./Haushalt.

Der Antell an Eigentumswohnungen stieg von 1968 mit 15 % auf 21 % im Jahr 1987 an.

Gleichzeitig anderte sich die Zusammensetzung dear Privathaushaite:

Haushalte 1970 1987 Veranderung
mit 1970/87

1 Person 39.77¢ 68.5858 +72%

2 Personen 43.411 §6.813 +17%

3 Personen 36.838 22514  -12.%

4 und mehr

Personen 37.653 24653  -34 %

Danach betragt der Antail der 1 und 2 Personenhaushalte heute 68 Prozent.

Einweiterer Effekt ist die Verarderung im Bestand an Privathaushalten, die einerseits
durch die Grindung neuer Haushaite se'bstandig werdender Kinder, andererseits durch
die Auflésung von Privathaushalten bei Sterbefallen erfolgt. Seit Jahren llegt die Zahl
der Gestorbenen, die ais Indikator fir den Abgang an Privathaushalten vom Wohnungs-
markt gewerist werden kann, konstant bei ~ 5.000 pro Jahr. Gleichzeitig betragt die
Anzahl der Einwohner zwischen 18 und 30 Jahren, bei denen in der Regel eine Haus-
haitsgrindung erfolgt, ca. 8.500 Perscnen.

Pro Jahr bendtigen somit 1.500 Einwchner zusétzlichen Wohnraum, da die Restfamitie
nicht umgehend in eins kleinere Wohnung umzieht. Das entspricht jahriich etwa 700

Haushalten.
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Aufgrund der Bevélkerungsprognose, die den Zuzug von Aus- und Ubersiediern mitein-
bezieht, ergibt sich bis 1995 eine Zunahme von ca. 12.000 Einwohnern. Dies entspricht
etwa 6.000 zusitzlichen Haushalten, die Wohnungen benttigen. Hinzu kommt der
Ersatzbedarf durch die Umnutzung, Abbruch oder Zusammenlegung, der mit etwa 0,5
% jahriich angenommen werden muB. Bei einem Wohnungsbestand von ~ 180.000
Einheiten errechnet sich hieraus bis 1995 ein Bedarf von 5.000 Wohnungen.*’

Beide Faktaren zusammengenommen ergeben einen Bedarf von ca. 11.000 Wohnungen
bis 1995. Rechnet man noch eine Leerstandsreserve von 1.000 Wohnungen hinzu,
ergibt sich ein rechnerischer Gesamtbedarf von 12.000 Wohnungen bis 1995. Dieser
rechnerische Bedarf wiirde bis einschiiellich 1995 jahrliche Wohnungsbauleistungen
von ca. 2.000 Wohneinheiten voraussetzen.*? ]

Ein Problem bei der Vorausschatzung ist die zeitliche inanspruchnahme der Wohn-
bauflachen, vor allem das fehiende Steuerungsinstrument fiir private Grundsticke.

Unter Zugrundelegung der steigenden Wohnraumanspriichetind unter Bertcksichtigung
des gesamtstadtischen Bedarfs von ca. 12 000 Wohnungen lieBe sich der Wohriungs-
bedarf rechnerisch nur bei maximaler Ausnutzung aller verflgbaren Wohnbaulandreser—
ven und entsprechender Verdichtung befriedigen. Dies ist aus nachfolgenden Griinden

allerdings unrealistisch:

. . starke Steuerungundz. T. kieinteilige Zersplitterung und Verteilung der Reserve-
flachen

- Grundbesitzverhaltnisse schranken Verfugbarkeit ein

- stadtischer Anteil ist verschwindend gering

- planungsrechtliche Instrumente sind unter zeitlichen und Praktikabilititsaspekten
wenig hilfreich und z. T. nicht anwendbar

- Wandel stadtebaulicher Zielvorstellungen erméélicht keine Grundsticksausnut-
zungen wie vor 10 bis 15 Jahren.

- Auf gleicher Flache werden heute nachweislich weniger Wohnungen gebaut, da
eine Wohnungsmassierung weder zu vermarkten noch dkologisch vertretbar ist.

Selbst {iber einen langeren Zeitraum von etwa 10 Jahren a8t sich, auch bei kommuna-
len Initiativprogrammen, nur ein Teil der vorhandenen Wohnbaulandreserven fir den

Bau von Wohnungen mobilisieren.

«)  Berechnungsgrundiage Stand 1989
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Auf den SSP Gerthe bezogen ergibt sich, daB an Reserven fir den Wohnungsbau
Flachen fir ca. 1 200 Wohnungseinheiten zur Verfligung stehen. Mit dem Bebauungs-
plan soll ein Beitrag zur Bewaitigung der Wohnungsprobleme geleistet werden.

Elachennutzungsplanung

Grundlage der planerischen Darsteilungen im Fldchennutzungspian ist das zentralértli-
che Gliederungsprinzip, wonach die bestmogliche Versorgung der Bevdlkerung in-
nerhalb eines abgestuften und aufeinander bezogenen zentraldrtlichen Gliederungs-
systems mit Versorgungsbereichen unterschiedlicher GréBe und Funktion sowie aus-
reichender Tragfahigkeit und breit gefdchertem Angebot an Versorgungseinrichtungen
gesichert werden kann. im einzelnen bedeutet dies die zweckmaBige Neuordnung und
bedarfsgerechte Entwicklung der Piangebietsilache nach dem Grundsatz der Konzen-
tration und Bundelung.

Der Flachennutzungsplan - wirksam seit dem 31.01.1380 - hat die bauiiche und son-
stige Nutzung der Grundstiicke im Stadtgebiet vorzubereiten. Hierzu hat er eine
geordnete stidtebauliche Entwicklung und eine dem Wonl der Allgemelnheit ent-
sprechende sozialgerechte Bodennutzung zu_gewahvieisten. Es soli dazu beitragen,
eine menschenwiirdige Umwelt zu sichem. Der Flachennutzungspian hat die allgemein
gehaltenen Ziele der iibergeordneten Planungen zu konkretisleren. Das Plangebiet ist
im Flachennutzungsplan als Wohnbauflache gekennzeichnat.

Dariiber hinaus ist ein Spielplatz (Spielbereich B) vorgesehen.
t in Planyngse

Der Planbereich umfaft in erster Linie unbebautes, d. h. brachliegendes Gebiet. Le-
diglich im Norden befinden sich insgesamt 6 Wohnhauser unterschiedlichen Baujatres,
die {ber eine PrivatstraBe erschlossen werden. Eine Nutzung des Plangebiets als
Wohnstandort resultiert zum einen aus den glinstigen Lagefaktoren, die der Bereich

aufzuweisen hat.

Unmittelbar nordlich grenzen ausgepragte Griniléchen sowie der Naherholungsbereich
"Revierpark Gysenberg" mit einem grofieren Waldgebiet an.

Nach Siiden erstreckt sich im AnschiuB an die beiderseitig der Hiltroper StraBe befindli-
che Wohnbebauung in fuiaufiger Entfernung der Bereich des Hiltroper Volksparkes.
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Daridber hinaus kann auch das Ortsteiizentrum Gerthe an der Castroper und Lothringer
StraBe noch zu FuB erreicht werden.

Unter diesen Voraussetzungen bietet der Standort eine gute Moglichkeit zur Entwick-
jung eines Wohngebietes von relativ hohem Wohnwert.

Zum anderen zwingt schon allein die derzeitige Situation auf dem Wohnungsmarkt (vgi.
Punkt 4.2), verstarkt Wohnbauflachen auszuweisen. Dabel sind Gebiete, die, wie in
diesem Fall, bereits im Flachennutzungsplan als Wohnbereiche dargestelit sind, bevor-
zugt zu behandeln.

Far den gesamten Bebauungsplanbereich, mit Ausnahme der StraBenverkehrsfiichen
und der Flachen fir KompensationsmaBnahmen, wird die Festsetzung aligemeines
Wohngeblet getroffen.

Auf eine Ausweisung als WR-Gebiet wurde unter Beachtung der Umgebungsnutzung
verzichtet.

So ist im WR-Gebiet beispieisweise gréBtmdgliche Wohnruhe zu gewéhrieisten, d. h.
WR-Gebiete haben @inen Anspruch darauf, “von allen Stdrungen, inbesondere immissio-
nen freigehalten zu werden, dle ein ruhiges und gesundes Wohnen storen, beeintrachti-
gungen oder erheblich belastigen kénnen® .

GemdB § 15 Abs. 1 Satz 2 BauNVO soll sich der Schutz eines WR-Gebletes auch auf
storende Einwirkungen von angrenzenden Gebieten \erstreoken.

Eine Gewahrleistung fir die geforderte Wohnruhe kann in diesem Sinne nicht gegeben
werden, da von einer gewissen Vorbelastung des Gebletes gesprochen werden mus, die
durch einen in der Nahe befindlichen landwirtschaftlichen Betrieb hervorgerufen wird.

Vor diesem Hintergrund war eine Ausweisung als WR-Geblet nicht mégtich.

Fickert/Fleseler, Baunutzungsverordnung, Kommentar unter besonderer Ber{lcksich-
tigung des Umweltschutzes mit erganzenden Rechts- und Verwaltungsvorschriften,
§ 3 BauNVO, Rn 4, S. 323 .
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1.2

Die Festsetzung eines WA-Gebietes soll jedoch nicht dazu fuhren, daB a’u_f—grund des
weitergefaBten Katalogs der ausnahmsweise zulassigen Nutzungen, Gewerbebetriebe
im Plangebiet angesiedelt werden konnen. Es ist daher vorgesehen, mit Hilfe einer
textlichen Festsetzung den AusschiuB der ausnahmsweise zuldssigen Nutzungen u

regein:

§ 1 Zur Art der baulichen Nutzung

Planzeichen 1

Die in § 4 Abs. 3 BauNVOQ vorgesehenen Ausnahmen sind nicht zuldssig (§ 1 Abs. 6
BauNVO)

-

MaB der baulichen Nutzung
Aus stadtebautichen Grinden kann im Bebauungsplan gem. § 16 Abs. 2.BauNVvO das

MaB der baulichen Nutzung testgesetzt werden.

Das MaB der baulichen ‘Nutzung beriicksichtigt die Belange der Wohnbedrfnisse der
Bevdlkerung nach angemessener Wohnraumversorgung; insbesondere ist hierbei auch
dem Trend nach kleineren Grundstiicken Rechnung getragen worden, was im vorliegen-
den Fall zu einer swar maBvollen aber notwendigen Dichte der Bebauung fithren wird.

im Plangebiet sind generell nur Gebzude mit maximal 2 Vollgeschossen zulassig, wobel
insbesondere bei der Gruppierung der Bebauung auf die Einbindung in das Land-
schaftsbild und auf die vorhandene Bebauung Riicksicht genommen wurde. So ist im
astlichen Planbereich, aufgrund der angrenzenden freien Landschaft, nur eine lockere
Bebauung aus Einzel- und Doppelhdusern vorgesehen, wéhrend im Qbrigen Planbereich
eine dichtere Bebauung, analog zur vorhandenen Bebauung stdlich der.Hugendiek-
straBe, angestrebt wird. Daher wird im ibrigen Plangebiet offene Bauweise ausgewie-

sen, die eine Bebauung von Reihenhausern ermdglicht.

Durch die Festsetzung von Baugrenzen werden die Bereiche eingegrenzt, in denen eine
Bebaubarkeit moglich ist. Im duBersten Norden des Bebauungsplanes soll der vorhan-
dene Baubestand festgeschrieben werden, die dazwischen liegenden Bauliicken kdnnen

geschlossen werden.

Fir die GeschoBflachenzahl (GFZ) ist mit 0,8 eine Unterschreitung der Hochstgrenze
jaut § 17 BauNVO um vier Zehntel vorgesehen, die Grundflachenzahl (GRZ) von 0,4 ent-

spricht der o. g. Hochstgrenze.


b612112
Rechteck

b612112
Rechteck

b612112
Rechteck

b612112
Rechteck

b612112
Rechteck

b612112
Rechteck

b612112
Rechteck


	Inhalt
	Räumlicher Geltungsbereich
	Verfahrensablauf
	Ziele der Raum-  ordnung und Landesplanung 
	Stadtentwicklungs- 
planung 
	Flächennutzungs- 
planung
	Bestandsaufnahme und Planungsanlaß

	Inhalt des Bebauungsplanes
	Wohnfolgeein- richtungen
	Erschließung
	Eingriffsbewertung und Ermittlung von Kompensations- 
maßnahmen 
	Entwässerung
	Bodenluftunter-  
suchung
	Kennzeichnungen und Hinweise
	Kosten

